
Bundessozialgericht

2.335-393192 'I m N a m e n d e 5 V o 1 k e s

In dem Rechtsstreit.

ooocooo-oo|.cococtoo-00.00.00...oo..|0notnootcnotooo‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Verkündet am
19. November 1965

gegen

...oooonocconoono00.00.-oo..too.count—onoouoooo'oocoo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen: .........................................,

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 19. November 1965 durch

Bundesrichter Dr. H a u g

‚ — Vorsitzender -

Bundesrichter ' H e y e r

Bundesrichter
_

Dr. B u s s
Bundessozialrichter Dr. B a u m a n n

Bundessozialrichter G ü n t h e r '

für Recht erkannt:

Das Urteil des Schleswig-Holst@inischen Landessozial—

gerichts vom 19. Dezember 1962 wird aufgehoben. '

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Die Klägerin beantragte im Jahre 1957, ihr das Altersruhe-
geld aus der Rentenversicherung der Angestellten (AnV) zu
gewähren. Die Beklagte lehnte den Antrag ab, weil die für
diese Rente erforderliche Wartezeit von 180 Versicherungs—

monaten nicht erreicht sei. Im Verlaufe des hierwegen an—
lhängig gewordenen Rechtsstreits gewährte sie der Klägerin

die Rente wegen Berufsunfähigkeit vom 1. Januar 1960 an.
Die Klägerin verfolgte den Antrag auf das Altersruhegeld

(an Stelle der BU—Rente) weiter; hilfsweise begehrte sie
die Rente wegen Berufsunfähigkeit (BU) schon vom 1. März
1957 an.

Nach der Meinung der Klägerin ist die Wartezeit für das

Altersruhegeld erfüllt, weil sie außer den von der Beklag-

ten und der B€igeladenen anerkannten Versicherungszeiten
(169 Monate) auch in den Jahren von 1924 bis 1930 Beiträge

zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet habe. Damals

881 sie als Heimarbeiterin für ein Bekleidungsunternehmen

versieherungspfliehtig tätig gewesen. Das Sozialgericht
(SG) hörte dazu mehrere Zeugen, u.a. den ehemaligen Betriebs-
leiter des Unternehmens, 82321. Dieser hatte sich vor der

Vernehmung zur Auffrischung seines Gedächtnisses schrift-

lich an die in Ludwigsburg wohnende Frau N32233 eine Schwe—

ster der Klägerin, gewandt. Er hatte Von ihr ein Antwort—

schreiben erhalten, das auf erhebliche Unstimmigkeiten zwi-

schen der Klägerin und ihrer Schwester hinwies und in dem

es hieß, die Klägerin habe ab Dezember 192% (an anderer

Stelle: ab Mai 1928) "bestimmt nicht mehr gearbeitet": Der
Zeuge gab bei seiner Vernehmung diesen Brief zu den Gerichts—

akten.

Die Klage und die Berufung der Klägerin waren ohne Erfolg.-.....

Das Landeschialgericht (LSG) begründete sein Urteil damit,
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die vom SG gehörten Zeugen hätten so unklare und teilweise

widersprechende Angaben gemacht, daß damit insbesondere

unter Berücksichtigung des Briefes der Frau N::13 an den

Zeugen 83331 die von der Klägerin behauptete Versicherungs—

zeit nicht überwiegend wahrscheinlich gemacht sei. Mit den

nachgewiesenen 169 Kalendermonaten Versieherungszeit sei

aber die Wartezeit für das Altersruhegeld nicht erfüllt.

Die Klägerin sei auch vor 1960 noch nicht berufsunfähig

gewesen (Urteil vom 19. Dezember 1962). ‘

Mit der - vom LSG nicht zugelassenen - Revision beantragte

die Klägerin, das Urteil des LSG aufzuheben und den Rechts—

streit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die Vorin-

stanz zurückzuverweisen. Sie rügte eine Verletzung des

5 105 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Das LSG hätte sich
nicht damit begnügen dürfen, den Brief der Schwester der

Klägerin an den Zeugen Smnxxzfür die Bewertung der Zeugen—

aussagen heranzuziehen, zumal es die in dem Brief zum Aus—

druck gekommene Gehässigkeit gegenüber der Klägerin erkannt

habe. Auch sei der Zeuge Srtnx bei seiner Anhörung durch

die Angaben der — sich angeblich besser erinnernden — Schwe—

ster beeinflußt gewesen. Das LSG hätte sich gedrängt fühlen

müssen, die Schwester der Klägerin als Zeugin zu vernehmen

und evtl. danach den Zeugen Sm:xxznoehmals zur Sache zu hören°

Die Beklagte stellte in der mündlichen Verhandlung keinen

Antrag; die Beigeladene beantragte, die Revision als.unzu-

lässig zu verwerfen.

Die Revision ist nach 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG statthaft,

weil die Klägerin tatsächlich vorliegende wesentliche Män—

gel des Berufungsverfahrens gerügt hat: das LSG hat sich

seine Überzeugung unter Verletzung von 5 128 SGG gebildet
und ist seiner Verpflichtung, von Amts wegen den Sachver—

halt zu erforschen (@ 105 SGG), nicht ausreichend nachge—
kommen.
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Für die Entscheidung über den geltend gemachten-Anspruch,

auf das Altersruhegeld kommt es — wovon das LSG zutreffend

ausgegangen ist — darauf an, ob die Klägerin über die von

ihr nachgewiesene Versicherungszeit von 169 Kalendermona—

ten hinaus noch weitere Beitragszeiten glaubhaft machen

kann, bei deren Hinzurechnung die Wartezeit von 180 Versi—

cherungsmonaten (@ 25 Abs° “ Angestelltenversicherungs-

gesetz —AVG—) erfüllt ist; insbesondere ob es glaubhaft

ist, daß die Klägerin in den Jahren 192% bis 1930 — wie

sie behauptet — eine versicherungspflichtige Tätigkeit aus—

geübt und Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung ge—

leistet hat (5 1 Abs° 1 Satz 1 und % 10 der Verordnung vom
3. März 1960 -BGBl I 157-). Von dieser Rechtsauffassung

aus reichte es aber nicht aus, daß das LSG—sich mit den

Aussagen der im Klageverfahren gehörten Zeugen begnügt und_

für die Bewertung dieser Aussagen den Brief der Schwester

der Klägerin an den Zeugen Szxzx.herangezogen hat° Insbe-

sondere durfte das LSG den Inhalt dieses Briefes nicht

— wie geschehen — zum Nachteil der Klägerin verwerten,

ohne zuvor die Briefschreiberin selbst als Auskunftsperson

zur Sache zu hören° Zwar enthält weder das 800 noch die

Zivilprozeßordnung (ZPO), deren Vorschriften im sozialge-

richtlichen Verfahren hilfsweise entsprechend anzuwenden

sind (5 202 sec), eine Vorschrift des Inhalts, daß - wie

es z.B. @ 250 der Strafprozeßordnung vorschreibt — der

Beweis von Tatsachen, die auf der Wahrnehmung einer Person

beruhen, regelmäßig durch deren gerichtliche Vernehmung

als Zeuge zu erbringen ist. Das 800 läßt vielmehr - ebenso

die ZPO - für diesen Fall auch anderen Beweiseinzug zu, so

2.3. nach 5 106 Abs. 5 die Beiziehung von medizinischen

Unterlagen und die Einholung von Auskünften aller Art (vgl"

auch 5 577 Abs° 5 und 4 ZPO in Verbindung mit 5 118 Abs° 1

SGG). Diese Beweismittel können aber als solche, wie bereits-

im Urteil vom 25„ Oktober 1956 - 6 RKa 2/56 - (BSG 4, 60)

gesagt ist, zur
Urteilsfindung

nur verwertet werden, wennj
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sie nach den Umständen des Falles ein geeignetes Mittel zur
Erforschung des Sachverhalts sind. Das Gericht darf sich

in dem vom Amtsermittlungsgrundsatz beherrschten Verfahren

mit der Erklärung oder Auskunft einer Privatperson, die

nicht unter der Voraussetzung des % 377 Abs° } und # ZPO
(in Verbindung mit @ 118 Abs. 1 sec) und unter eidesstatt—
licher Versicherung ihrer Richtigkeit eingereicht ist,

nicht begnügen, wenn es die Möglichkeit hat, den Urheber

der Erklärung als Zeugen vor Gericht zu vernehmen. Was aber

in der genannten Entscheidung für den Fall gesagt ist, daß

das Gericht von sich aus zur Vorbereitung der mündlichen

Verhandlung eine schriftliche Auskunft einholt, muß ebenso

gelten, wenn
es sich um eine auf andere Weise an das Gericht

gelangte schriftliche Erklärung einer Privatperson handelt,

-wie bei dem an den Zeugen Sxxx■ gerichteten und von diesem
dem Gericht überlassenen Brief der Schwester der Klägerin.

Zwar hat das LSG aus diesem Brief nicht ausdrücklich Tatsa-

chen entnommen und im Urteil als solche festgestellt; es

hat sich jedoch ersichtlich von dem ungünstigen Eindruck,

den es von dem Inhalt des Briefes hinsichtlich der von der

Klägerin behaupteten Beitragsleistung empfangen hatte, bei

der Bewertung der Zeugenaussagen leiten lassen und diese

vor allem deshalb nicht als ausreichenden NachWeis für die

behauptete Beitragsleistung angesehen. Es hat damit den der

Klägerin nachteiligen Briefinhalt bei der Bildung seiner
Überzeugung verwertet und die Entscheidung mit auf ein

Beweismittel gestützt, das als solches gegenüber der Zeu—

genvernehmung den geringeren Wert besitzt. Denn für die

Ermittlung der Wahrheit bedeuten der persönliche Eindruck,

den der Zeuge bei seiner Vernehmung macht, die Anwesenheit

der Beteiligten im Termin (@ 111 Abs. 2 SGG), das ihnen

zustehende Fragerecht (@ 116 Satz 2 SGG)und die Möglichkeit

der Gegenüberstellung mit anderen Zeugen eine weit bessere

Gewähr als die bloße Verlesung einer privatschriftlichen

Aufzeichnung. In der Rechtsprechung wird deshalb der höhere
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Wert des Zeugenbeweises gegenüber dem Urkundenbeweis auch

allgemein anerkannt (vgl. BGHZ ?, 121; NJW 1955, 671;

R02 N6‚ 412 und 105, 221). Das Gericht hat aber, um der
ihm aus 5 105 SGG obliegenden Verpflichtung zu genügen,

den jeweils besseren Beweis zu erheben (vgl. BSG im SozR

zu 5 128 SGG Bl. Da 24 Nr. 59 und Beschluß vom 8. Novem—
ber 1965 — 10 BV 498/65 -). Bei dem Brief der Schwester
der Klägerin an den Zeugen Szztzxkommt noch hinzu die

darin enthaltene außergewöhnlich feindselige und gehässige

Einstellung der Briefsehreiberin, die auch dem LSG nicht

verborgen geblieben ist, sowie der teilweise widersprüch—

liche Inhalt ihrer Angaben. Unter allen diesen Umständen

bildete der Brief kein geeignetes Beweismittel für die

Erforschung des Sachverhalts. Er hätte daher der Entschei-

dung des Rechtsstreits nicht zu Grunde gelegt werden dür-
fen. Das LSG hätte sich vielmehr, wie die Klägerin mit

4Recht_geltend macht, gerade aueh durch den Inhalt des Brie—

fes veranlaßt sehen müssen, die Schwester der Klägerin als

Zeugin zu dem Beweisthema zu vernehmen oder vernehmen zu

lassen.

Zwar hat die Klägerin weder beim SG noch beim LSG sich auf

das Zeugnis ihrer Schwester berufen, was doch nach allem,

was sie jetzt in der Revision über die Erheblichkeit die-

ser Zeugenaussage verträgt, nahegelegen hätte. Aus dem

angefochtenen Urteil ergibt sich aber nicht, daß sie schon

im Verfahren vor dem SG oder dem LSG gewußt hat, daß ihre

Schwester sich in dem Brief an den Zeugen S::::.über ihre_

— der Klägerin - frühere berufliche Tätigkeit ausführlich

geäußert hatte. Es besteht deshalb kein Anhaltspunkt für

die Annahme, daß sie die Unterlassung der Zeugenvernehmung

als Verfahrensmangel schon vor dem Berufungsgericht hätte

rügen können. Im übrigen kann ein Rügeverlust der Klägerin

nach @295 Abs. 1 ZPO in Verbindung mit 5 202 SGG auch des—

halb nieht eingetreten sein, weil ein Beteiligter auf die*
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Befolgung des in @ 105'SGG enthaltenen Grundsatzes durch das

Gericht nicht wirksam verzichten kann (vgl° @ 295 Abs. 2 ZPO;

BSG im 8028 SGG @ 105 Bl. Da 11 Nr. 51). Vielmehr besteht.

die Verpflichtung des Gerichts, den Sachverhalt von Amts

wegen zu erforschen, ohne Rücksicht auf die Erklärungen und
das prozessuale Verhalten der Beteiligten,

Das angefochtene Urteil läßt nicht erkennen, warum das LSG

von der Vernehmung der Schwester der Klägerin als Zeugin

abgesehen hat, obwohl es von dem Vorhandensein dieser Aus-

kunftsperson und
von deren Wissen um die für das Beweis—

thema erheblichen Tatsachen gewußt hat. Das LSG konnte nur
dann auf die Anhörung verzichten, wenn jede Möglichkeit,

daß die Beweisaufnahme Sachdienliches ergeben werde, aus-
geschlossen war, wenn insbesondere von vornherein der völ—

lige Unwert des Beweismittels feststand (vgl. BGH in NJW

1951, ü81). Hierüber gibt aber das angefochtene Urteil kei—

nen Aufschluß. Möglicherweise hat das LSG —ohne dies aller—-'
dings zu sagen — aus der Feindschaft zwischen der Klägerin

und ihrer Schwester, wie sie sich aus dem Brief an den Zeu-

gen S::::„ergab, auf die Wertlosigkeit des Zeugnisses der

Schwester der Klägerin geschlossen und deshalb von der

Anhörung abgesehen. Dieser Sachverhalt allein reicht aber

noch nicht aus, um einer vor Gericht bekundeten Aussage der

Zeugin von vornherein jede Bedeutung abzusprechen. Wie die

‘Revision mit Recht vorträgt, wäre die Zeugin bei einer rich-

terlichen Vernehmung auf ihre Wahrheitspflicht unter Andro-

hung der Straffolgen hingewiesen worden. Es stand auch nicht

von vornherein fest, daß die Zeugin bei einer richterlichen

Vernehmung von ihrem Recht, als Schwester der Klägerin das

Zeugnis zu verweigern (S 118 Abs. 1 SGG i.V.m° @ 583 Abs. 1

Nr. 3 ZPO) Gebrauch gemacht hätte. Im übrigen könnten auch

aus einer solchen Weigerung Schlüsse auf den Wahrheitsge—

halt der klägerischen Behauptung gezogen werden. Sonstige

Gründe, die von vornherein auf eine völlige Ungeeignetheit
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des Beweismittels schließen ließen, sind aber nicht ersicht—

lich. .

Hätte das LSG demnach seine Überzeugung nicht mit_auf den

Brief der Schwester der Klägerin an den Zeugen Sr::::stüt—

zen dürfen, hätte es jene_vielmehr darüber hören müssen,

ob und wenn die Klägerin in dem fraglichen Zeitraum

(i92A _ 1950)vérsicherungspflichtig beschäftigt war und
Beiträge geleistet hat, so verletzt sein Verfahren @ 128

Abs° 1 SGG und bedeutet das Unterlassen der Beweisaufnahme

einen Verstoß gegen die dem Gericht obliegende Pflicht zu

erschöpfender Sachaufklärung (@ 105 SGG). Die Klägerin hat
diese Verstöße unter Angabe der Tatsachen und Beweismittel

ordnungsgemäß gerügt (@ 16A Abs. 2 Satz 2 SGG), Ihre Rüge
macht die Revision statthaft.

Dié'Revislon ist auch begründet.

Es ist nicht völlig ausgeschlossen, daß das Berufungsge-

richt bei einer Vernehmung der Zeugin auf Grund von-deren

Aussagen zu einer anderen Beurteilung des Saehverhalts

gekommen wäre. Wie sich aus dem Brief an den Zeugen 83:32:

ergibt, bezieht sich die Schwester der Klägerin auf Fami-

lienereignisse als Gedächtnisstütze. Es ist deshalb nicht

ausgeschlossen, daß ihre Aussage und eine evtl, nochma-

lige
Anhörung

des Zeugen Szxxxzdazu geführt hätten, daß

die Entscheidung des Gerichts anders ausgefallen wäre.

Das Urteil des LSG und die ihm zugrunde liegenden Fest-

stellungen sind deshalb aufzuheben und der Rechtsstreit

‘ an das LSG zurückzuverweisen. Dieses wird nunmehr die Schwe-

ster der Klägerin zur Sache hören müssen und je nach dem

Inhalt ihrer Bekundungen nochmals den Zeugen 31333. Bei der

Bedeutung, die diesen Aussagen für den Ausgang des Rechts—

streits zukommt, wird das Berufungsgericht erwägen müssen,

ob es angezeigt ist, daß es die Zeugen selbst oder durch

den Berichterstatter als beauftragten Richter hört°
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

des LSG vorbehalten°
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